
Mindestlohn mit System
Clemens Fuest und Hans Peter Grüner präsentieren ein Modell, das allen Anliegen gerecht wird.

S
ozialdemokraten und Union
haben sich darauf geeinigt,
dass ab 2017 ein gesetzlicher,
flächendeckender Mindest-
lohn kommen soll. Bis dahin
sollen noch sektorale Abwei-
chungen möglich sein, so

werden erste Erfahrungen mit neuen sek-
toralen Lohnuntergrenzen gesammelt. Fal-
len diese schlecht aus, wird die mögliche
Flexibilisierung des Mindestlohns die Gro-
ße Koalitionweiter beschäftigen. Dabei
wäre eine Lösung, die beiden Parteien ent-
gegenkommt, schon jetzt möglich.

Auf der einen Seite steht derWunsch
der Union, die regionale Arbeitsmarktlage
zu berücksichtigen. In München sei ein an-
derer Mindestlohn angemessen als in
Mecklenburg-Vorpommern. Regionen mit
wachsender Arbeitslosigkeit solle also ge-
stattet sein, mit Lohnmäßigung gegenzu-
steuern. Auf der anderen Seite steht der
Einwand der Sozialdemokraten, allzu flexi-
ble Anpassungsmechanismen könnten zu
Beliebigkeit führen und ihr Ziel einer allge-
meinen Begrenzung des Lohnniveaus
nach unten infrage stellen. Ohne eine sol-
che allgemeine Untergrenze könnte es in
Sektoren oder Regionen mit Nachfragemo-
nopolen am Arbeitsmarkt weiterhin zu
sehr niedrigen Löhnen kommen.

Eine Kompromisslösung, die beiden An-
liegen gerecht wird, könnte darin liegen,
regionale Abweichungen von einem allge-
meinen Mindestlohn nicht unsystematisch
vorzunehmen, sondern sie an eine Regel
zu binden. Um Abweichungen vom allge-
meinen Mindestlohn an den regionalen
Gegebenheiten am Arbeitsmarkt zu orien-
tieren, wäre es eine einfache Lösung, den
Mindestlohn durch eine Formel mit zwei
Parametern zu bestimmen. Der erste Para-
meter ist die Höhe des angestrebten Min-
destlohnniveaus selbst. Der zweite Para-
meter ist ein Anpassungsfaktor, mit dem
ein regionaler Abschlag auf den allgemein
angestrebten Mindestlohn ermittelt wird.

Der Abschlag richtet sich nach der regiona-
len Arbeitslosenquote.

Zum Beispiel könnte man eine Zielar-
beitslosenquote definieren und Abschläge
vornehmen,wenn eine Region mehr Ar-
beitslose aufweist. Ziel könnte eine Ar-
beitslosenquote von nicht mehr als 3,5
Prozent sein, wie sie in vielen bayerischen
Landkreisen vorzufinden ist. Der Abschlag
könnte sich danach richten, umwie viel
Prozentpunkte die Ist-Quote über der Ziel-

quote liegt. Liegt sie zum Beispiel fünf Pro-
zentpunkte höher bei 8,5 Prozent, dann
könnte der Mindestlohn bei einem Anpas-
sungsfaktor von eins um fünf Prozent nied-
riger angesetzt werden. Setzt man einen
Anpassungsfaktor von zwei, dann läge der
Mindestlohn um zehn Prozent niedriger.
Bei einem Anpassungsfaktor von zwei, lä-
ge der Mindestlohn im Landkreis Berchtes-
gadener Land heute bei 8,50 Euro, in Ber-
lin, mit einer Arbeitslosenquote von der-

zeit gut elf Prozent, dagegen bei 7,20 Euro.
Die Anpassung beider Parameter – ange-
strebter Mindestlohn und Anpassungsfak-
tor – könnte jährlich erfolgen und der ge-
planten Mindestlohnkommission übertra-
genwerden. Beobachtet man etwa, dass
erhebliche regionale Unterschiede in der
Arbeitslosigkeit entstehen, könnte die
Kommission den Differenzierungsfaktor
erhöhen. Gleichzeitig würde die gesamt-
wirtschaftliche Konjunktur berücksichtigt
– bei landesweit steigender Arbeitslosig-
keit würde der Mindestlohn vorüberge-
hend unter den angestrebten Lohn sinken,
bei steigender Beschäftigungwürde er ent-
sprechend angehoben. Trotz dieser Flexi-
bilität wäre die regionale Differenzierung
für jedermann nachvollziehbar, der Hand-
lungsspielraum der Mindestlohnkommissi-
on bei der Bestimmung regionaler Min-
destlöhnewäre begrenzt.

Da die allgemeine Arbeitslosenquote
von der Beschäftigungsentwicklung im
Niedriglohnbereich, aber auch von ande-
ren Faktoren beeinflusst wird, könnten
auch Berechnungsmethoden in Betracht
gezogenwerden, die sich mehr auf den
Niedriglohnbereich konzentrieren. Bei-
spielsweise könnte man die Arbeitslosen-
quote unter den Niedrigqualifizierten als
Indikator verwenden. Zu perfektionistisch
sollte man dabei aber nicht sein. Es ist
wichtig, die Formel möglichst einfach und
transparent zu halten, damit sie akzeptiert
wird. Denn jede Anpassung des Mindest-
lohns durch die Kommissionwürde hohe
Aufmerksamkeit auf sich ziehen und kon-
trovers diskutiert. Grundsätzlich gilt: Auch
eine unvollkommene Anpassung des Min-
destlohns an die Arbeitsmarktlage ist bes-
ser als gar keine.

Clemens Fuest ist Präsident des Zentrums
für Europäische Wirtschaftsforschung
(ZEW), Hans Peter Grüner lehrt Wirt-
schaftspolitik in Mannheim.
gastautor@handelsblatt.com
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